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Von Hans Modrow, MdEP

Während diese Zeilen geschrieben wer-
den, wird in Irak noch gestorben, wenn sie
erscheinen, wird das Regime von Saddam
Hussein gestürzt sein wie die Standbilder
des Diktators. Während die glorreichen
Sieger verzweifelt nach einem Grund für
ihren Krieg suchen – trotz eifriger Fahn-
dung haben sie so wenig wie zuvor die In-

spektoren Lager mit Massenvernichtungs-
waffen entdeckt –, suchen Europas Regie-
rungen nach einer Antwort auf die Frage,
was danach kommen wird.

Welche Rolle werden die Vereinten Na-
tionen spielen? Unumwunden hat Bushs
Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice
geäußert, dass jene, die Blut und Leben für
die Befreiung Iraks gaben, auch die
Führung nach dem Krieg beanspruchen,
während der Präsident der UNO gnädig ei-
ne nicht näher definierte vitale Rolle ein-
räumte. So sehr ihm das widerstrebt –
Bush braucht die UNO, zum einen, um aus
der internationalen Isolierung herauszu-
kommen und dem Krieg im Nachhinein ei-
nen Anschein von Legalität zu verleihen,
zum anderen, um die Lasten beim Wie-
deraufbau wie schon nach dem Golfkrieg
seines Vaters auf möglichst viele Schul-
tern zu verteilen.

Ob das Kalkül aufgeht, hängt nicht zu-
letzt von der EU ab, deren Haltung zum
Krieg traurig zu nennen noch eine Unter-
treibung ist. Nicht nur, dass sich einige Re-
gierungen direkt des Völkerrechtsbruchs
schuldig gemacht haben, auch das Parla-
ment war außerstande, eine Resolution zu
verabschieden, in welcher der Krieg klar
verurteilt wurde. Ob sich die EU dazu auf-
rafft, nunmehr mit einer Stimme zu spre-

chen, ist zweifelhaft. Die Gräben, die der
Krieg gerissen hat, scheinen zu tief. Zudem
dominiert die Furcht, bei der Verteilung
der Kriegsbeute nicht bedacht zu werden.
Deshalb mehren sich versöhnlichere Töne.
Die EU, so ist zu hören, werde sich ihrer
Verantwortung für den Wiederaufbau
nicht verweigern. Nach den Erfahrungen
der Kriege gegen Jugoslawien und Afgha-
nistan kann das doch nur heißen: Die EU
wird kuschen und wieder den Zahlmeister
spielen, das Geld wird von jenen Projekten
abgezogen, die dem Kampf gegen Hunger
und Armut in der Welt dienen.

Vielleicht ist meine Prognose zu pessi-
mistisch, doch ich fürchte, wenn sich die
EU in die Strategie der USA „embedden“,
also einbetten lässt, wird sie den selbster-
nannten Weltgendarmen nicht von neuen
Alleingängen abhalten, sondern ermuti-
gen. ■

Nur die
Europäische Linke
sagt konsequent
Nein zum Krieg
Europaweit protestieren Woche für
Woche Millionen Menschen gegen den
Krieg im Irak. Ihren gewählten Vertretern
im Europäischen Parlament war es nach
Kriegsbeginn nicht gelungen, sich auf
eine Stellungnahme zu einigen. Während
sich das Parlament noch im Januar
„gegen jeden einseitigen militärischen
Präventivangriff“ aussprach, fand nach
Beginn des Krieges nicht einmal die
Forderung nach sofortiger Beendigung
der Kampfhandlungen eine Mehrheit. Die
Grünen, Sozialdemokraten und Liberalen
begnügten sich damit zu bedauern, dass
es keine Legitimierung des Krieges durch
die UNO gegeben hat. Für die
Konservativen war selbst das Bedauern
über den „einseitigen Beschluss der
Kriegskoalition“ inakzeptabel. Wer
lediglich „die Pflicht der diesen Krieg
führenden Länder“ feststellte, den Krieg
in einer Weise zu führen, „die mit den
internationalen Normen und Konven-
tionen im Einklang steht, und
insbesondere keine unverhältnismäßige
Gewalt anzuwenden“ – setzte sich dem
Verdacht aus, den Krieg zu befürworten.
Die Fraktion der Linken und Nordischen
Grünen hatte den faulen Kompromiß der
Sozialdemokraten, Grünen und Liberalen
zum Irak-Krieg abgelehnt und die
sofortige Beendigung des Krieges
gefordert. Nicht die devote Akzeptanz US-
amerikanischer und britischer Politik,
sondern eine selbstbewusste, eindeutige
kritische Haltung zu Unilateralismus,
militärischer Machtpolitik und
Missachtung von Recht und Verträgen
muss die Antwort Europas auf die US-
amerikanische Politik sein. Nur wenn
sich das Europäische Parlament
unmissverständlich gegen Krieg und für
die Stärkung der UNO, die Verteidigung
der UNO-Charta, des Völkerrechts und
des internationalen Gewaltverbots
einsetzt, wird es seiner Verantwortung
gegenüber den europäischen Wählern, für
Frieden und Sicherheit gerecht.

Von Karin Schüttpelz

Werden UNO und EU „embedded“ ?
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Umstrittene Agrarpolitik
Von Christel Fiebiger, MdEP

Auf wenig Gegenliebe sind die Kommissi-
onsvorschläge zur Halbzeitbewertung der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) ge-
stoßen. Zum einen weil sie auf eine vor-
gezogene Agrarreform hinauslaufen, wo-
durch der bis 2006 geltende Agenda 2000-
Beschluss ausgehebelt würde. Auf der
Strecke blieben die Planungssicherheit der
Landwirte und die Verlässlichkeit von Po-
litik. Zum anderen ist das Reformprojekt
so unausgereift, dass selbst bei den Befür-
wortern einer Sofortreform das Unbeha-
gen zunimmt.

Reform ist Liberalisierungsprojekt
Offiziell soll die Reform die EU-Agrargüter
wettbewerbsfähiger machen und die GAP
an die Erwartungen der Gesellschaft an-
passen. Faktisch wird damit eine neue
Etappe der seit 1992 betriebenen Liberali-
sierung eingeleitet werden. Hintergrund
ist die aktuelle WTO-Runde, in der eine
weitere Senkung der Stützungs- und
Schutzmaßnahmen der Landwirtschaft an-
gestrebt wird. Die EU will hierbei die Posi-
tionen ihrer agrarstrukturell rückständi-
gen, ohne Subventionen nicht konkurrenz-
fähigen Landwirtschaft auf den Weltagrar-
märkten behaupten und ausbauen.

Bereits seit Jahren werden deshalb die
garantierten Abnahmepreise von Agrarpro-
dukten gesenkt. Für die Einkommensver-
luste zahlt die EU den Bauern einen Teil-
ausgleich als Direktbeihilfe. Das trug mit
zur weiteren Intensivierung der Agrarbe-
triebe bei. So hat z. B. die BRD-Landwirt-
schaft ihre Produktivität durch den Einsatz
kapitalintensiver Produktionsmittel auf Ko-
sten der Arbeitsplätze im letztem Jahrzehnt
mehr als verdoppelt. Trotzdem besteht das
Einkommen der Landwirte zu über 50 %
aus Stützungen. Ohne diese müssten zwei
Drittel der Betriebe aufgeben.

Die EU setzt daher auf das „Europäische
Modell multifunktionaler Landwirt-
schaft“.1 Das will sie in der WTO absichern
und so die Agrarsubventionen retten, da-
mit die Landwirtschaft sich in einem kon-
tinuierlichen Strukturwandel an die libe-
ralisierten Weltagrarmärkte anpassen
kann. Dem sind die GAP-Reform-Vor-
schläge untergeordnet.

Hauptstreitpunkt Entkopplung
Herzstück der Reform ist die Entkopplung
der Direktbeihilfen von konkreten Pro-

duktionsleistungen und ihre Umwandlung
in eine Betriebsprämie. Diese soll an Stan-
dards des Umwelt- und Tierschutzes und
der Lebensmittel- und Betriebssicherheit
gebunden werden. Man erwartet davon
mehr unternehmerische Flexibilität, eine
größere Akzeptanz bei der Bevölkerung
und die WTO-Anerkennung der entkop-
pelten Prämie als nicht handelsverzerren-
de Subvention. Bislang hat die EU dafür
kaum internationale Unterstützung. Ihr
wird sogar versteckter Protektionismus
vorgeworfen.

Besonders groß ist der Widerstand je-
doch innerhalb der EU. Die Betriebsprä-
mie wird nicht zu Unrecht als Einstieg in
den Ausstieg aus der Einkommensstüt-
zung gefürchtet. Hinzu kommt, dass die
derzeit ungerechte Mittelverteilung zwi-
schen Betrieben, Regionen und Staaten
bestehen bleibt. Die Entkopplung dürfte
zu einer zunehmenden Differenzierung
zwischen günstigen und ungünstigen
Agrarstandorten führen. Damit wächst die
Gefahr, dass in benachteiligten Gebieten,
wo Wertschöpfung und Beschäftigung be-
reits am niedrigsten sind, Produktionspo-
tenziale „vernichtet“ werden.

Sicher wird die Totalentkopplung im Pa-
pierkorb landen und durch eine Teilent-
kopplung ersetzt. Vernünftig wäre eine
Kombination von leistungsabhängiger
Grundprämie (Beschäftigung, Umwelt)
und produktionsgebundener Zusatzprä-
mie.

Gewinner und Verlierer
Umstritten ist auch der Modulationsvor-
schlag. Danach werden die Beihilfen bei
großen Betrieben am meisten gekürzt, bei
mittleren weniger. Kleine will man ver-
schonen. Die so gewonnenen Mittel soll-
ten ursprünglich zu hundert Prozent in die
ländliche Entwicklung fließen. Dem hat
der Europäische Rat einen Riegel vorge-
schoben. Um die Osterweiterung zu finan-
zieren, fror er die Agrarausgaben bis 2013
ein. Deshalb benötigt Brüssel den Haupt-
teil der modulierten Gelder zur Finanzie-
rung des Teilausgleichs weiterer Stütz-
preiskürzungen. Für ländliche Entwick-
lung sollen nur 45 % übrig bleiben. Viel-
leicht sogar weniger, da einige Länder
massiv um geringere Kürzungen und
höhere Freibeträge ringen.

Die für die ländliche Entwicklung aufge-
brachten Mittel2 sollen nach Kohäsionskri-
terien3 zentral umgeschichtet werden.
Hierbei gäbe es Gewinner und Verlierer.

Portugal, Österreich, die Niederlande und
Finnland könnten ihren Anteil am „Modu-
lationskuchen“ steigern, während Frank-
reich, Griechenland, Dänemark, Irland,
Großbritannien und auch Deutschland
Einbußen hinnehmen müssten4. Deshalb
fordern Berlin und Paris, deren Nettozah-
lerposition sich verschlechtern würde, ei-
ne Verwendung der Modulationsmittel im
jeweiligen Mitgliedsland. Der Modulati-
onsfonds soll kein zweiter Kohäsionsfonds
werden.

Sorgen um Einkommen ernst
nehmen
Noch zu Jahresanfang hatte der Agrar-
kommissar mit optimistischen Einkom-
mensprognosen versucht, den Bauern die
Reform schmackhaft zu machen. Jetzt
musste er korrigieren. Der Zuwachs des
Agrareinkommen pro Arbeitskraft soll bis
2009 – bezogen auf die EU-15 – niedriger
ausfallen als ohne Reform. Da wächst Wi-
derstand, auch wegen der aktuellen Lage.

Im Jahr 2002 betrugen die Einkommen-
seinbußen der EU-Landwirte je Arbeits-
kraft durchschnittlich 3,8 %. In Deutsch-
land sank das Einkommen sogar um 19,5
%. Hauptursache des Rückgangs in der
Gemeinschaft waren fallende Erzeuger-
preise, denn die Produktion landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse konnte um 3,9 %
erhöht werden. Deshalb gehen die Vor-
schläge zur erneuten Preissenkung bei
Milch, Getreide und anderen Produkten in
die falsche Richtung. Hier soll Preisdum-
ping auf Kosten der Bauern erfolgen, um
die Exportförderung mit Blick auf die
WTO weiter abbauen zu können.

***

Trotz dieser Ungereimtheiten sollen die
Reformvorschläge bis Juni verabschiedet
werden. Das dürfte kaum gelingen. Zu
groß sind die Differenzen zwischen den
Mitgliedstaaten und innerhalb dieser. Der
Vorwahlkampf zur Europawahl 2004 hat
bereits begonnen. ■

1 Inhalt des „Europäischen Agrarmodells“ ist die
Gewährleistung der Einheit von Erzeugung
hochwertiger gesunder Nahrungsmittel und
nachwachsender Rohstoffe, Schutz natürlicher
Ressourcen (Boden, Wasser, Artenvielfalt), Er-
haltung abwechslungsreicher Kulturlandschaf-
ten und Sicherung breiter wirtschaftlicher Akti-
vitäten und zukunftsträchtiger Arbeitsplätze in
den ländlichen Räumen.

2 6,6 Mrd. Euro zwischen 2006 und 2012

3 Flächenausstattung, Anzahl der Agrarbeschäf-
tigten und Pro-Kopf-Einkommen

4 Von den rund 850 Mio Euro Kürzungen der Prä-
mien deutscher Bauern zugunsten der ländli-
chen Entwicklung würden über 200 Mio nicht
zurückfließen. Frankreich verlöre sogar 500 Mio
Euro.
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Linke Abgeordnete aktiv gegen
Krieg und Interventionsstreitkräfte
Millionen Menschen haben weltweit ge-
gen den Krieg im Irak protestiert und von
den Politiker verlangt, auf ihre Wähler zu
hören. Die Abgeordneten der Fraktion der
Vereinten Linken und Nordischen Grünen
im Europäischen Parlament haben diese
Forderung in das Parlament und die Poli-
tik getragen. Sie waren gemeinsam mit
friedensbewegten Kollegen der grünen,
der sozialdemokratischen und der Frakti-
on der europäischen Regionalisten im
Irak. Sie haben mit Kofi Annan und Hans
Blix in New York gesprochen und mit Kon-
gressabgeordneten in Washington disku-
tiert. Sie haben um Mehrheiten gegen den
Irak-Krieg im Europäischen Parlament ge-
rungen und ihren Beitrag dazu geleistet,
dass sich deutsche und französische
Außenpolitik bei ihrer Ablehnung einer
kriegslegitimierenden Sicherheitsratsreso-
lution auf breite politische Zustimmung
stützen konnten. Sie haben als Teilneh-
mer und Redner an den Demonstrationen
teilgenommen und sich an Blockaden von
Militärtransporten beteiligt. Ein von Fran-
cis Wurtz, Vorsitzender der Fraktion der
Vereinten Linken und Nordischen Grünen,
und Paul Lannoye, grüner Europaabge-
ordneter aus Belgien, im Dezember initi-
ierter Aufruf gegen den Krieg trug zu
Kriegsbeginn die Unterschriften von über
700 Parlamentariern aus Europa, Lateina-
merika und den USA.

Im Ringen um eine gemeinsame Positi-
on der EU-Mitgliedstaaten war es im Vor-
feld des Irak-Krieges im Europäischen Par-
lament möglich, Mehrheiten gegen eine
militärische Lösung des Konfliktes zu ge-
winnen. So verabschiedete das Parlament
im Februar eine Entschließung in der es
heißt: Das Europäische Parlament „lehnt
jegliche einseitige Militäraktion ab und ist
der Überzeugung, dass ein Präventiv-
schlag weder dem Völkerrecht noch der
UN-Charta entsprechen und die Krise ver-
schärfen würde, indem andere Länder in
der Region darin verwickelt würden; (es)
betont, dass alles getan werden muss, um
ein militärisches Eingreifen zu verhin-
dern.“

Schon kurz nach dem Beginn des Krieges
haben sich die Mehrheitsverhältnisse wie-
der verschoben: Das Europäische Parla-
ment hat den Irak-Krieg nicht verurteilt,
sich aber auf seiner April-Tagung gegen
die Stimmen der Fraktion der Vereinten
Linken und Nordischen Grünen für die for-
cierte Schaffung von EU-Interventions-

streitkräften ausgesprochen. Ein Än-
derungsantrag, in dem 37 Abgeordne-
te, darunter auch die Abgeordneten
der PDS-Delegation, gefordert haben,
„dass die Europäische Union den Krieg
als Instrument zur Lösung von inter-
nationalen Streitigkeiten ablehnen
soll“ scheiterte.

Drei Wochen haben die amerikani-
schen Truppen gebraucht, um die Haupt-
stadt des Iraks einzunehmen. Die befürch-
teten monatelangen Kämpfe, die Anwen-
dung chemischer Waffen und andere Hor-
rorszenarien sind nicht eingetreten. Wir
sehen Fernseh-Bilder jubelnder Menschen
und brennende Portraits von Saddam Hus-
sein. Sie sollen uns sagen: Amerikaner und
Briten haben den Irak befreit. „Sieg über
Saddam: Hatten die Amerikaner doch
Recht?“ titelte Sabine Christiansen am 13.
April ihre Sendung. Vergessen, dass dieser
Krieg völkerrechtswidrig war. Vergessen,
dass er unter dem Vorwand der Bedro-
hung durch Massenvernichtungswaffen
begann. Nur am Rande erwähnt, dass die
amerikanischen und britischen Truppen
uranhaltige Munition und Streubomben
angewendet haben. Wenig erfahren wir
über die Kriegsopfer, die Zerstörungen,
die Folgen des Zusammenbruchs der Was-
ser- und Stromversorgung. Kollateralscha-
den wird man das später nennen. Die öf-
fentliche Meinung soll die Anwendung mi-
litärischer Gewalt als Instrument der
Außenpolitik wieder akzeptieren.

Der Irak-Krieg hat den Debatten um ei-
ne gemeinsame Außenpolitik der EU einen
kräftigen Impuls gegeben. Bei allen positi-
ven und wichtigen Aussagen zur Stärkung
der UNO und des Völkerrechts sollte nicht
übersehen werden, dass parallel dazu mi-
litärische Strukturen der Europäischen
Union geschaffen werden, die dem Muster
amerikanischer Außenpolitik folgen. Die
zu würdigende Haltung der deutschen
Bundesregierung in der Irak-Frage darf
nicht darüber hinwegtäuschen, dass
Deutschland diese Strategie unterstützt
und maßgeblich forciert. Erinnert sei hier
nur daran, dass unter deutscher Ratsprä-
sidentschaft im Jahr 1999 EU-Politik wur-
de, was Jacques Chirac und Tony Blair
1998 zur Zukunftsvision erklärt hatten:
„Die EU muss in der Lage sein, ihre Rolle
auf der internationalen Bühne voll und
ganz zu spielen. Dazu muss die Union über
autonome Handlungsfähigkeit verfügen,
die sich auf glaubwürdige militärische

Kräfte stützt, mit der Möglichkeit, sie ein-
zusetzen, und mit der Bereitschaft, dies zu
tun, um auf internationale Krisen zu rea-
gieren.“

Hat der Irak-Krieg, wie die Mehrheit der
Abgeordneten des Europäischen Parla-
ments meinen, gezeigt, dass Europa zur
Durchsetzungsfähigkeit seiner Außenpoli-
tik einen militärischen Unterbau braucht?
Braucht Europa, um für die USA Partner
zu sein, eine starke, weltweit einsetzbare
Armee? Der Versuch, den Abstand zwi-
schen den USA und Europa bei den Streit-
kräften und Rüstungen zu überwinden
und derart Einfluss auf amerikanische Po-
litik zu gewinnen, ist nicht nur illusorisch
und kostspielig, er führt zu Wettrüsten
weltweit – mit allen bekannten Konse-
quenzen für die sozial-ökonomische Ent-
wicklung. Es mangelt der Europäischen
Union nicht an Streitkräften, sondern am
politischen Willen, eine gemeinsame Stra-
tegie zur präventiven Konfliktverhinde-
rung und zivilen Konfliktlösung zu ent-
wickeln. Der Irak-Konflikt hat das in aller
Schärfe gezeigt. Das Denken in militäri-
schen Kategorien trübt den Blick für die
Potenzen der Europäischen Union, Frie-
den und internationale Sicherheit auf an-
derem Wege zu befördern. Die Alternative
ist eine Wirtschafts- und Entwicklungspo-
litik der EU, die eigenständige wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Entwicklung
weltweit ermöglicht und fördert, die Stär-
kung der UNO und die Entwicklung ko-
operativer internationaler Beziehungen,
Abrüstung und eine konkrete ursachen-
orientierte Sicherheitspolitik. Dafür Mehr-
heiten zu gewinnen, das Denken in mi-
litärischen Kategorien zu ersetzen durch
ein Verständnis von Sicherheit, das durch
präventive Konfliktverhütung und ziviles
Konfliktmanagement geprägt ist, dafür
wirkt die Linke im Europäischen Parla-
ment. ■

Karin Schüttpelz



fassungsentwurf fehlende explizite Frie-
denspflicht der EU sowie die ausdrückliche
Ächtung von Angriffskriegen ebenso in Ar-
tikel 3 aufzunehmen wie die Verpflichtung
der Union zur strikten Einhaltung des Völ-
kerrechts. Die EU sollte sich selbst und ihre
Bürgerinnen und Bürger davor bewahren,
US-amerikanische Kriegspolitik nachzuah-
men. Sie könnte so demonstrieren, dass sie
eigenständig und als Zivilmacht größere
Verantwortung in der internationalen Poli-
tik zu übernehmen bereit ist. Aber die Be-
ratungen darüber stehen noch aus. Sie wer-
den äußerst kontrovers verlaufen, denn
hier ist der Konvent so tief gespalten wie die
EU.

Sehr umstritten war Artikel 2, in dem die
Werte festgeschrieben werden, auf denen
die EU beruht. Das Präsidium hatte vorge-
schlagen, lediglich die Werte Achtung der
Menschenwürde, Freiheit, Rechtstaatlich-
keit, Demokratie und Achtung der Men-
schenrechte aufzunehmen. Aber der Wert
Gleichheit kam nicht vor, obwohl die Ar-
beitsgruppe „Soziales Europa“ dies ein-
mütig empfohlen hatte. Hinzu kam, dass
dem Vorschlag des Präsidiums faktisch ei-
ne Zweiteilung der Grundwerte zugrunde
lag, indem es obige Werte als „allen Staa-
ten gemeinsam“ charakterisierte und da-
von abgesetzt formulierte, es werde eine
friedliche Gesellschaft „angestrebt“, in der
Toleranz, Gerechtigkeit und Solidarität
herrschen. Hinter dieser Werterangord-
nung verbirgt sich mehr als juristischer
Kleinkram, denn die Verletzung der erst-
genannten Grundwerte wäre in einem EU-
Vertragsverletzungsverfahren einklagbar,
schwerwiegende Verstöße gegen die

Grundwerte Toleranz, Gerechtigkeit oder
Solidarität hingegen nicht. Um dies zu
korrigieren, habe ich entsprechende Än-
derungsanträge eingebracht. Zurückge-
wiesen habe ich auch die Vorstöße aus
dem konservativen Lager, unter Verweis
auf die polnische Verfassung einen Got-
tesbezug in die Verfassung aufzunehmen.

Auch für den Bereich „Inneres und Justiz“
liegen Vorschläge des Präsidiums auf dem
Tisch sowie über 700 Änderungsanträge.
Diskutiert haben wir darüber Anfang April.
Auch hier besteht erheblicher Nachbesse-
rungsbedarf, weil die Demokratisierung des
Bereichs „Inneres und Justiz“ nach wie vor
unzureichend ist. Besonders bleiben die
parlamentarischen Kontrollmöglichkeiten
von Europol unzulänglich. Meine Ände-
rungsvorschläge zielen deshalb darauf ab,
bessere Voraussetzungen für eine men-
schenwürdige Flüchtlings- und Einwande-
rungspolitik zu schaffen, die Aufgaben von
Europol, Eurojust und Europäischer Staats-
anwaltschaft durch den Gesetzgeber präzi-
se festzulegen, die uneingeschränkte Kon-
trolle durch das Europäische Parlament zu
sichern sowie eine umfassende gerichtliche
Kontrolle zu gewährleisten. Gesichert wer-
den muss, dass die Union Schutz für Men-
schen in Not gewährt. Geschlechtsspezifi-
sche und nichtstaatliche Verfolgung sowie
die Flucht vor Kriegsdiensten müssen ex-
plizit als Fluchtgründe anerkannt werden.

Bis zum 30. Juni soll der Verfassungsent-
wurf fertig sein. Ob dies möglich sein wird,
ist ungewiss. Damit ist klar: Der Konvent
hat seine Hauptarbeit noch vor sich. ■

Sylvia-Yvonne Kaufmann ist Mitglied 
des Europäischen Konvents
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Der Konvent in schwerem Fahrwasser
Von Sylvia-Yvonne Kaufmann,

MdEP

Anfang Februar legte das Konvents-
präsidium Entwürfe für die ersten
16 Artikel der europäischen Ver-
fassung vor. Damit trat der Kon-
vent in seine entscheidende Phase.
Bis Mitte Februar wurden dazu
über 1000 Änderungsanträge ein-
gereicht. 

Dies verdeutlicht, wie schwierig es wird,
die höchst unterschiedlichen Positionen zu-
sammenzuführen. Nun geht es aber unmit-
telbar zur Sache. Anhand konkreter Text-
vorschläge wurden bereits zahlreiche The-
menkomplexe debattiert – so die Werte und
Ziele der EU, die Charakterisierung der
Kompetenzen der EU und ihr Wechselver-
hältnis zu den Mitgliedstaaten und Regio-
nen, die Rolle der nationalen Parlamente
und das Subsidiaritätsprinzip, die Reform
des europäischen Gesetzgebungsverfah-
rens und die Stärkung der Rechte des Eu-
ropaparlaments, ferner die Mitwirkungs-
möglichkeiten der Zivilgesellschaft an der
demokratischen Ausgestaltung der EU oder
der Komplex Innen- und Justizpolitik, wo-
zu die Flüchtlings- und Einwanderungspo-
litik sowie Europol gehören. Weitgehend
Übereinstimmung besteht, die Grundrecht-
echarta in die Verfassung aufzunehmen.

Während sich zu vielen Fragen noch kei-
ne Lösung abzeichnet, hat der Irak-Krieg
den Konvent in schweres Fahrwasser ge-
bracht. Die so genannte gemeinsame eu-
ropäische Außen- und Sicherheitspolitik,
die als Ziel europäischer Politik auch in der
Verfassung verankert werden soll, erwies
sich als schillernde Seifenblase, denn die
EU spaltete sich in eine Koalition der Kriegs-
willigen, die USA-Vorgaben folgen, und der
Kriegsgegner, die Europa eher als selbst-
ständige Kraft sehen. Letztere suchen die
„europäische Antwort“ auf das welthege-
moniale Agieren Bushs aber vor allem im
Militärischen. Noch reicht der Euro als po-
tenzielle Leitwährung nicht aus, um das Ge-
wicht des „alten Kontinents“ gegenüber den
USA zu erhöhen. Die EU soll deshalb künf-
tig sowohl ihre Sicherheit gewährleisten als
auch in der Lage sein, global militärisch zu
intervenieren – unabhängig von den USA
und der NATO. Ein „voll handlungsfähiges
Europa“ sei nicht „ohne eine Stärkung der
militärischen Fähigkeiten“ möglich, so der
französische und deutsche Außenminister
im Konvent. Vor diesem Hintergrund und
den Krieg gegen den Irak vor Augen habe
ich im Konvent vorgeschlagen, die im Ver-

Einmal angenommen, die Schnelle Ein-
greiftruppe der EU gäbe es schon – würde
„Europa“ Schulter an Schulter mit den
USA am Persischen Golf Krieg führen? So
abwegig ist der Gedanke nicht. Wenn-
gleich sich die Union wie nie in ihrer Ge-
schichte bezüglich der Position zum Ag-
gressionskrieg gegen Irak entzweit hat, ist
der generelle Trend zu einer Militarisie-
rung unübersehbar. Die logistischen Vor-
bereitungen zur Aufstellung einer Euro-
Armee von 60 000 Mann sind schon weit
gediehen, in einem von Ex-General Moril-
lon für den Ausschuss für Auswärtiges und

Menschenrechte des EP verfassten Bericht
wird eine deutliche Erhöhung der Rü-
stungsausgaben aller EU-Staaten verlangt,
Deutschland, Frankreich, Belgien und Lu-
xemburg wollen sich über die Koordinie-
rung der Rüstungspotenziale verständi-
gen.

Ist Europa so gefährdet, dass es welt-
weit einsetzbare Interventionskräfte zu
seinem Schutz benötigt – oder stellt Eu-
ropa zunehmend selbst eine Gefahr dar?
Wie muss sich die Linke angesichts der
veränderten geopolitischen Lage verhal-
ten? Welche Alternativen gibt es zum

Gefährdetes Europa – 
Gefährliches Europa?

��
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Von Hans Modrow, MdEP

Ob die Erweiterung der EU um 10 neue
Staaten von historischem Gewicht ist, wird
sich zeigen. Von materiellem Gewicht ist
sie zweifellos: Mehrere Kilo wiegt der Bei-
trittsvertrag, der vom Europaparlament
und den nationalen Parlamenten ratifiziert
sowie durch Referenden in nahezu allen
Beitrittsstaaten bestätigt werden muss.
Technisch stellt der Vertrag ein Meister-
werk an technischer Perfektion dar; bis ins
kleinste und letzte Detail werden auf rund
7000 Seiten die Ergebnisse siebenjähriger
Verhandlungen mit den Kandidatenländer
aufgelistet. In den darauf fußenden Län-
derberichten sowie in dem übergreifenden
Bericht des federführenden Auswärtigen
Ausschusses wird dem Vertrag zugestimmt
und die Aufnahme der Zehn befürwortet.

Garniert wird das Ganze mit wohlklin-
genden Worten, die namentlich den Bür-
gern in Ostdeutschland vertraut sind. Die

erweiterte EU wird mehr Wohlstand für al-
le bringen, hören wir, und keinem werde
es schlechter gehen. Unterschlagen wird,
dass die Menschen der zehn Staaten in ei-
ne Union kommen, die neuen Zerreiß- und
Härteproben ausgesetzt ist, deren Folgen
noch gar nicht absehbar sind. Wer wie ich
am 1. Februar 1990 Deutschland einig Va-
terland gesagt hat und dabei wusste, dass
er damit den Staat DDR, für den er die Ver-
antwortung trug, auch in die EU führen
würde, sollte eigentlich nicht im Verdacht
einer fundamentalen Ablehnung der EU
stehen – auch wenn er zu ihrer Entwick-
lung und Verfasstheit sehr kritische Posi-
tionen bezieht.

Wenn ich die Erweiterung der EU
grundsätzlich befürworte, so sehe ich doch
zugleich auch die inhaltlichen Schwächen
und konzeptionelle Blößen, die von An-
fang an den Verhandlungsprozess beglei-
teten. Zu Recht kritisiert der Ex-Diplomat
und Publizist Günter Gaus in der Berliner

Kein Grund zu Euphorie
Die Erweiterung der EU: technisch perfekt, konzeptionell unausgereift

Wochenzeitung „Freitag“, dass in der ge-
dankenlosen Euphorie der Wendezeit die
Überdehnung der EU bis hin zu ihrer
gründlichen Veränderung fast unerörtert
blieb. Im Rausch künftiger Machtgröße,
so Gaus, kamen „andere Formen der Ver-
einigung Osteuropas mit Westeuropa
nicht auf die Tagesordnung“.

Diese Kurzsichtigkeit kann sich rächen,
denn viele der Probleme sind nicht aufge-
hoben, sondern nur aufgeschoben. Um
nur einige zu nennen:

Wie steht es mit der sozialen Gerech-
tigkeit in der erweiterten EU, wenn die
Kluft zwischen Armut und Reichtum so
groß ist und weiter wächst? Wenn die Ar-
beitslosigkeit zweistellig geworden ist
und in manchen Regionen mehr als ein
Viertel der Erwerbsfähigen beträgt?
Wenn der freie Binnenmarkt einen unge-
hemmten Warenstrom aufnehmen muss,
aber die einheimische Industrie weitge-
hend zerschlagen oder wie in Ost-
deutschland nach 1990 zu 90 Prozent in
die Hände ausländischer Besitzer über-
gegangen ist? Welche Folgen hat es,
wenn die neuen Länder nur als verlän-
gerte Werkbank westlicher Unternehmen
fungieren, die von dem Lohngefälle pro-
fitieren?

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass es um
die Fördertöpfe nach 2006 ein Hauen und
Stechen geben wird. Hier prallen unmit-
telbar die Bedürfnisse der alten und neu-
en Mitglieder aufeinander. Ostdeutsch-
land ist direkt betroffen. Wenn die Struk-
turhilfen nicht nach inhaltlichen Kriterien
gewichtet werden, fallen nahezu alle ost-
deutschen Regionen aus der höchsten För-
derstufe heraus – ohne dass sich ihre Lage
auch nur um einen Deut verbessert hätte.

Die historische Dimension des Augen-
blicks ist unbestritten – streitbar ist jedoch,
wie sich die EU in dieser Situation verhält
und ob sie sich dem historischen Anspruch
gewachsen zeigt. Tut sie es nicht, wird ih-
re weitere Entwicklung offener sein, als
viele es heute wahrhaben wollen. In sofern
besteht zu Euphorie kein Grund. ■

politisch-militärischen Unilaterialis-
mus der USA? In welcher Weise können
sinnvoll die Interessen Europas und Asi-
ens in kooperativen Sicherheitsstruktu-
ren in Einklang gebracht werden? Das
sind nur einige der Fragen, denen sich
auf Anregung von Hans Modrow die im
Auftrag der Fraktion der GUE / NGL er-
arbeitete Studie zur Außen- und Sicher-
heitspolitik der Europäischen Union zu-
wendet. An der Studie haben neben Pro-
jektleiter Hans-Werner Deim, einem ehe-
maligen Generalmajor der Nationalen

Volksarmee der DDR, ranghohe russische
Militärs und Militärwissenschaftler mit-
gearbeitet. Die Autoren unterziehen ge-
lungenen und misslungenen Bemühun-
gen zur Gewährleistung der Sicherheit im
20. Jahrhundert einer gründlichen Ana-
lyse und setzen sich mit den Herausfor-
derungen und Bedrohungen des 21. Jahr-
hunderts auseinander, um die Möglich-
keiten der EU für eine friedensstiftende
Rolle in der Welt auszuloten. Mit der Stu-
die wird der Versuch unternommen,
nüchtern und ohne Voreingenommenheit

auch ungewöhnliche und unorthodoxe
Lösungen für europäische, asiatische (eu-
rasische) und globale Sicherheitsbelange
und -erfordernisse zu suchen und zu be-
gründen. Ergänzt wird die Studie durch
Vorträge, die die PDS-Politiker André
Brie und Hans Modrow auf der sicher-
heitspolitischen Konferenz der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung im November 2002 in
Berlin hielten. ■

Gerd Prokot

Die Studie kann unter der im Impressum angege-
benen Adresse bestellt werden.

��
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Erhöhung der Sicherheit im Seeverkehr im Visier
Von Helmuth Markov und 

Thomas Raeck

Der internationale Seeverkehr ist
in den letzten Jahren immer dann
in die Schlagzeilen der Medien ge-
raten, wenn es große Schiffsun-
glücke mit schwerwiegenden Fol-
gen für Mensch, Natur und Umwelt
gegeben hat.

Das letzte große Desaster der Schifffahrt
hat die Diskussion in der EU über die Ge-
währleistung der Sicherheit des Schiffs-
verkehrs in neuer Dimension angefacht.
Der Tanker „Prestige“ hatte 70 000 Ton-
nen Schweröl im Hafen Ventspils in Lett-
land geladen, die Ostsee und Nordsee pas-
siert und war dann im Atlantik vor der
spanischen Küste bei schwerer See in See-
not geraten. Nach der höchst umstritte-
nen Entscheidung der spanischen Behör-
den, den havarierten Tanker auf hohe See
zu schleppen und damit noch ungewisse-
ren Wetter- und Seebedingungen auszu-
setzen, brach das Schiff nach 6 Tagen
Fahrt in zwei Teile und sank in 3800 m
Tiefe auf den Meeresboden. Über die Hälf-
te der Ladung ist seitdem aus dem Wrack
ausgetreten und hat zu der größten Mee-
res- und Küstenverschmutzung in der Ge-
schichte der Seefahrt geführt. 

Im Hinblick auf das Ausmaß der Kata-
strophe und die Umstände des Unglücks
hatten die Mitte-Links-Fraktionen des Eu-
ropäischen Parlaments die Einsetzung ei-
nes zeitweiligen Untersuchungsausschus-
ses gefordert. Das wurde jedoch von der
parlamentarischen Mehrheit der konser-
vativen und liberalen Abgeordneten ver-
hindert. Statt dessen wurde der Ausschuss
für Regionalpolitik, Verkehr und Touris-
mus beauftragt, eine Anhörung in Brüssel
durchzuführen und Delegationen nach
Spanien und Frankreich zur Inspektion
vor Ort zu entsenden. Des weiteren wurde
der belgische Liberale Dirk Sterkx be-
stimmt, um einen Bericht über die Ursa-
chen des Unglücks mit Schlussfolgerun-
gen für die künftige Vermeidung derarti-
ger Katastrophen anzufertigen. Von den
Ergebnissen dieser Aktivitäten sollte ab-
hängen, ob doch noch über die Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses entschie-
den werden müsste.

Die Fraktion der Linken hatte sich bei
den Debatten im Parlament und bei Tref-
fen mit den Betroffenen aus Spanien,
Frankreich und Portugal insbesondere
dafür eingesetzt, dass „Billigflaggen“ der
Zugang zu EU-Häfen generell verweigert

und diese auch für die EU selbst verboten
werden sollte. Darüber hinaus wurde
nachdrücklich gefordert, Gewerkschaften
und Interessenverbände in die Ausarbei-
tung und Umsetzung der neuen Maßnah-
men zur Erhöhung der maritimen Sicher-
heit einzubeziehen.

Die Abgeordneten des Europäischen
Parlaments sind sich mit Rat und Kom-
mission darin einig, dass ein ganzer Kom-
plex von Maßnahmen zu ergreifen ist,

dem sowohl die von der internationalen
Seefahrtsorganisation garantierte Freiheit
der Meere als auch das Erfordernis des
Schutzes von Natur und Umwelt, die die
Lebensgrundlagen für Tausende Fischer
und Küstenbewohner bilden, zugrunde
liegt. Im Vordergrund stehen Maßnahmen
zur stärkeren Kontrolle der Schiffe, insbe-
sondere der „Billigflaggen“ und deren
Fahrt durch Gewässer der EU bzw. deren
Anlaufen von Häfen der EU. Dazu wird ei-
ne verbesserte Hafenstaatskontrolle aller
Schiffe, die Errichtung eines Netzes von
„Fluchthäfen“ für Schiffe in Not entlang
der Küsten der EU, die Einrichtung einer
einheitlichen Küstenwache der EU sowie
verbindliche Ausbildungs- und Sozialstan-
dards für Besatzungen von Schiffen der
EU gefordert. Der Rat ist bei einer Reihe
von Fragen wie Hafenstaatskontrolle und
Fluchthäfen den Vorschlägen des Parla-
ments gefolgt, bei anderen Fragen dauert
die Diskussion noch an. Zur besseren Aus-
arbeitung aller erforderlichen Maßnah-
men und zur Koordinierung ihrer Umset-
zung in den Mitgliedstaaten wurde die
Etablierung einer europäischen Agentur
für Meeressicherheit beschlossen. Doch
wie so oft bei den langwierigen Verfahren
der europäischen Gesetzgebung bilden Be-
schlüsse des Rates und die Zustimmung
des Parlaments erst die Hälfte des Weges,
da nun die Mitgliedstaaten die Umsetzung

in nationales Recht bzw. in nationale Pra-
xis vornehmen müssen.

Besonderes Augenmerk verdient der
Streit um die rechtlichen Aspekte, da erst-
mals der Europäische Rat bereits im De-
zember beschlossen hatte, für die EU strik-
tere Regeln einzuführen und anzuwenden
als die geltenden der Internationalen See-
fahrtsorganisation. Das berührt eine
Grundfrage des Agierens der EU in vielen
Bereichen des internationalen Handels,

wo bisher immer die Mög-
lichkeit einer weitergehen-
den Rechtssetzung für das
Gebiet der EU ausgeschlos-
sen wurde. Die zuständige
Kommissarin Loyola de Pala-
cio bezeichnete in einer Dis-
kussion im Parlament das ak-
tuelle Seerecht als Recht des
19. Jahrhunderts. In der mo-
dernen Seefahrt würden rie-
sige Mengen Öl und Gefahr-
güter über die Meere und
Ozeane transportiert, die
enorme Gefahren und Risi-
ken für Mensch und Natur
herauf beschwörten. Im ak-

tuellen internationalen Seerecht wird das
nicht berücksichtigt, weshalb ein dringen-
der Bedarf zur Überarbeitung besteht. Die
EU könne und müsse sich sowohl inner-
halb der IMO* für entsprechende Ver-
handlungen stark machen, als auch mit ei-
genen Maßnahmen den Weg der erforder-
lichen Anpassungen vorzeichnen. Dieser
Auffassung ist auch aus unserer Sicht nur
zuzustimmen.

Die Verkehrsminister der EU haben En-
de März 2003 beschlossen, ab dem Jahr
2010 das Ein- oder Auslaufen von ein-
wandigen Tankern in die bzw. aus den Hä-
fen der EU, wie auch generell den Trans-
port von Schwerölerzeugnissen mit Ein-
Hüllen-Tankern zu verbieten. Das ist die
vorerst bedeutendste Konsequenz aus dem
schweren Unglück des Tankers „Prestige“.
Mit dieser Entscheidung wird der Prozess
der Ausmusterung der Ein-Hüllen-Tanker,
der trotz des vorherigen schweren Tanke-
runglück der „Erika“ im Dezember 1999
erst für 2015 vorgesehen war, beschleu-
nigt. Darüber hinaus soll im Rahmen der
Internationalen Seeschifffahrtsorganisati-
on die weltweite Ausmusterung von Ein-
Hüllen-Tankschiffen erreicht werden.

Bleibt zu hoffen, dass den Meeren und
Ozeanen unserer empfindlichen Erde
möglichst lange neue Katastrophen er-
spart bleiben. ■

* International Maritime Organization

November 2002: Die „Prestige“ sinkt



entierenden Gewerkschaft, die sich für ei-
ne enge Zusammenarbeit der linken Par-
teien stark machen und damit die Linksal-
lianz fest an die Sozialdemokraten binden.
Diejenigen, die sich hingegen für eine stär-
kere linke Profilierung aussprechen, kriti-
sieren diesen Kurs.

Die Linksallianz versucht gegenwärtig
ihr Image in Richtung einer rot-grünen
Orientierung zu verändern. Sie hat sich
daher klar gegen den Bau von weiteren
Atomkraftwerken ausgesprochen. Das er-
freut nicht unbedingt jene Mitglieder, die
in den Gewerkschaften verankert sind,
doch wird von ihnen im Gegenzug nicht
verlangt, dass sie sich am Parlament stur
an diese Vorgaben der Partei halten.

Als Finnland 1995 der Europäischen
Union beitrat, hatten sich die Anhänger
der Linksallianz in ihrer großen Mehrheit
gegen die Mitgliedschaft ausgesprochen.
Es ist wahrscheinlich, dass sich an dieser
Einstellung seitdem nicht viel verändert
hat, da bei den Wahlen zum Europäischen
Parlament die europakritischen Kandida-

ten der Allianz regelmäßig beträchtlich
mehr Stimmen erhalten als jene, die sich
für eine Vertiefung der Integration aus-
sprechen.

Die Linksallianz betreibt keine aktive eu-
ropäische Politik. In ihren letzten Er-
klärungen zu europäischen Fragen vertei-
digt sie eine antiföderalistische Linie und
spricht sie sich für eine Allianz unabhän-
giger Staaten und gegen ein föderales Eu-
ropa aus. In der praktischen Regierungs-
arbeit verhält sie sich im Umgang mit
ihren föderal orientierten Partnern hinge-
gen pragmatisch.

Was aber die Frage einer NATO-Mit-
gliedschaft Finnlands angeht, so sind die
Wähler der Partei fast geschlossen dage-
gen. Gemäß den regelmäßigen Meinungs-
umfragen zur NATO-Mitgliedschaft waren
zu keinem Zeitpunkt nie mehr als 1/5 der
gesamten Bevölkerung Finnlands für ei-
nen Beitritt, gegenwärtig sind es sogar nur
12%. Möglicherweise wird aber die Frage
einer finnischen Mitgliedschaft von der zu
bildenden Regierung in der neuen Legis-
laturperiode aufgeworfen werden.

Nach dem ökonomischen Zusammen-
bruch der alten Kommunistischen Partei
hat sich die KP außerhalb der Linksallianz
neu gegründet. Mit weniger als einem Pro-
zent bei den Wahlen ist sie aber margina-
lisiert. Für die Linksallianz stellt sie daher
kein Problem dar.

Die politische Plattform der Linksallianz
zielt nicht in Richtung des Aufbaus des
Sozialismus. Das Selbstverständnis grün-
det sich vielmehr auf die Verteidigung des
Wohlstands der Bevölkerung. Dies ist die
Basis, auf der die Linksallianz zur wich-

tigsten mittelgroßen Partei Finnlands ge-
worden ist. Die Partei hat bei den Wahlen
regelmäßig eine größere Anhängerschaft
als die Grünen, die vor allem von jünge-
ren Wählern gewählt werden. Mit 8 Pro-
zent erhielten die Grünen bei den letzten
Wahlen 14 Sitze. Die Anhängerschaft der
Linksallianz besteht dagegen aus der mit-
telalten bis älteren Wählern aus der Ar-
beiterklasse mit gesellschaftlich konser-
vativen aber sozialpolitisch antikapitali-
stischen Werten. ■

Esko Seppänen
übersetzt von Andreas Wehr
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In der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg
war die „Demokratische Bewegung des
finnischen Volkes (Suomen kansan Demo-
kraattinen liitto) die Dachorganisation der
Kommunistischen Partei bei den Wahlen.
In der Krise des realen Sozialismus am En-
de der achtziger Jahre wurde sie durch die
Linksallianz (Vasemmistoliitto) ersetzt.
Diese Allianz profitierte anfangs noch von
dem großen materiellen Vermögen der
Partei. Doch als Ergebnis von verfehlten
Spekulationen an der Börse schmolzen
diese Ressourcen schnell dahin. Am Ende
stand nur der unehrenhafte ökonomische
Bankrott der Kommunistischen Partei.

Im Gegensatz dazu stehen die Erfolge
der Linksallianz bei den Wahlen. Im west-
europäischen Vergleich sind die jeweils er-
reichten 10-12 Prozent aller Stimmen ein
gutes Ergebnis. In den kürzlich im März
2003 stattgefundenen Wahlen erhielt die
Linksallianz 9,9 Prozent. Sie kann damit
19 Abgeordnete von insgesamt 200 im
finnischen Parlament stellen, einen weni-
ger als bei den vorangegangenen Wahlen.

Die Allianz ist seit 1995 Regierungspar-
tei und hatte sich zum Ziel gesetzt, bei der
im April stattgefundenen Neubildung der
finnischen Regierung erneut Koalitions-
partner zu werden. Für westeuropäische
Verhältnisse war schon die bisherige Ko-
alition unter Einschluss von Repräsentan-
ten sowohl rechter als auch linker Positio-
nen, bei der die Zentrumspartei regel-
mäßig in der Opposition stand, ausge-
sprochen ungewöhnlich. Bei den Mär-
zwahlen hat nun allerdings die Zentrums-
partei auf Kosten der Konservativen stark
zugelegt, so dass sie in die Regierung ein-
getreten ist und die Konservativen in die
Opposition gehen mussten. Auch die
Linksallianz gehört nun nicht mehr der
Koalition an.

In der Wirtschaftspolitik verteidigt die
Linksallianz die Zusammenarbeit von Re-
gierung, Unternehmern und Lohnabhän-
gigen. Dieser Kooperatismus ist in der fin-
nischen Politik das bestimmende Element.
Keine Partei stellt diese heilige Dreieinig-
keit des Kooperatismus in Frage. Sie ist die
Basis der Macht der Sozialdemokratischen
Partei und die Grundlage für die Zusam-
menarbeit unterschiedlichster politischer
Kräfte mit ihr in der Regierung.

Innerhalb der Allianz sind es vor allem
die Führer der sich an der Linksallianz ori-

Vorgestellt: 

Vasemmistoliitto

Die Linksallianz 

Finnlands

Europaabgeordneter der Linksallianz
Esko Seppänen ■ vertritt als einziger Abgeordneter die Linksallianz Finnlands im Eu-
ropäischen Parlament. Er ist dort Mitglied im Ausschuss für Industrie, Außenhandel,
Forschung und Energie. Zusammen mit seinen drei schwedischen Kollegen von der
Linkspartei und der dänischen Abgeordneten von der Sozialistischen Volkspartei bildet
er die Gruppe der Nordischen Grünen Linken in der Fraktion GUE/NGL.

Esko Seppänen ist von Beruf Ökonom und hat lange Zeit als Wirtschaftsjournalist ge-
arbeitet. Von 1987 bis 1996 gehörte er dem Finnischen Parlament an und war dort von
1991 bis 1996 Vorsitzender des Umweltausschusses. Seit 1996 ist er Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments.

Seit 1990 ist er Mitglied des Vorstands der Linksallianz und seit 1998 ist er auch ihr
stellvertretender Vorsitzender. ■



worden war sogar die
Todesstrafe. Alle inter-
nationalen Proteste
und auch das 2001 er-
folgte Urteil des Eu-
ropäischen Menschen-
rechtsgerichtshofs, in
dem das Verfahren als
unfair eingestuft wur-
de, führten bislang
nicht zu ihrer Freilas-
sung. Nun besteht je-

doch neue Hoffnung, da eine Revision des
Verfahrens zugelassen wurde. Dies allein ist
schon ein Novum in der Türkei. Möglich
wurde es durch die Reformen, die die Tür-
kei, wenn auch nur zögerlich, im Rahmen
ihrer Bemühungen um einen EU-Beitritt be-
gonnen hat. So wird Leyla Zana diesmal
keinem Militärrichter gegenüberstehen wie
noch 1994 bei ihrer Verurteilung. Die neue
Rechtsgrundlage besagt zudem, dass Kur-
disch im Gegensatz zu damals nicht mehr
verboten ist. Schlecht stehen ihre Chancen
also nicht, freigesprochen zu werden.

Jedoch: Die Erwartungen, dass Leyla Za-
na direkt am ersten Verhandlungstag frei-
gelassen werden würde, haben sich nicht er-
füllt. Mit Verweis auf die fehlenden Verneh-
mungen der Belastungszeugen, die allesamt
nicht zur Verhandlung erschienen waren,
wurde der Prozess auf den 25. April vertagt.
Auch dieser Termin wird wieder große in-
ternationale Aufmerksamkeit auf sich zie-
hen, ist das Verfahren doch eine Art Test auf
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Europäisches Parlament

I M P R E S S U M

Am 12. März 2003 hat das Europäische Par-
lament eine Richtlinie „über Tätigkeiten
von Einrichtungen zur betrieblichen Alters-
versorgung“ im Grundsatz gebilligt. Damit
wird ein Einstieg in einen EU-Binnenmarkt
für Betriebsrentensysteme und zum Aufbau
EU-weiter Pensionsfonds erreicht.

Die Richtlinie beinhaltet eine Liberali-
sierung der bisher unterschiedlichen An-
lagevorschriften für die Beiträge zur be-
trieblichen Altersvorsorge. Künftig können
70 Prozent des Portfolios eines Betriebs-
rentensystems in Aktien oder Unterneh-
mensanleihen angelegt – auch auf Risiko-
kapitalmärkten – und 30 Prozent in Wert-
papiere, die in ausländischen Währungen
gezeichnet sind, investiert werden.

Für die Sicherheit der Betriebsrenten
gibt es hingegen wenig Garantien. Die Fi-

nanzdienstleister müssen die Versicherten
lediglich über ihre Anlagestrategie, ihre
individuellen Rechte, ihren Kontenstand
und über die allgemeine finanzielle Situa-
tion des Betriebsrentensystems korrekt in-
formieren. Die Richtlinie macht keine Auf-
lagen, dass wenigstens die Summe der ein-
gezahlten Beiträge am Ende ausgezahlt
wird. Eine verbindliche Mindestverzin-
sung oder irgendeine Form garantierter
monatlicher Zahlungen vom Rentenein-
tritt bis zum Lebensende werden ebenfalls
nicht verlangt. Die Richtlinie lässt den Fi-
nanzdienstleistern also große Spielräume,
bietet aber wenig Sicherheit für die be-
trieblichen Altersrenten der Versicherten.
Sie passt damit gut in das Gesamtbild der
„Rentenreformen“ in der EU, die auf einen
rapiden Sozialabbau hinauslaufen.

Die Gewerkschaften haben die Ausein-
andersetzung um die Richtlinie weitge-
hend verschlafen. Dennoch tut sich was.
Noch bei der ersten Lesung stimmten So-
zialdemokraten, Konservative und Libera-
le im EP geschlossen für den Entwurf. In
der zweiten Lesung gab es immerhin 156
Stimmen für einen Antrag der GUE/NGL-
Fraktion, die Ratsposition zur Richtlinie
zurückzuweisen. 

Wir wurden von der Fraktion der Grü-
nen und von rund 50 kritischen Abgeord-
neten aus der Sozialdemokratie unter-
stützt. Sind das erste Anzeichen einer neu-
en „sozialen Sensibilität“ bei den Sozis,
um den eingeschlagenen Kurs bei den
Rentenreformen kritischer ins Visier zu
nehmen? ■

Klaus Dräger

Betriebsrenten – Spielgeld für Europas Finanzbranche?

Endlich Freiheit für die 
„kurdische Pasionaria“ Leyla Zana?
Von Feleknas Uca,

MdEP

28. März 2003. Ge-
richtssaal in Ankara.
Eröffnet wird die Neu-
verhandlung gegen
Leyla Zana und weite-
re drei ehemalige kur-
dische Abgeordnete
des türkischen Parla-
ments. Gemeinsam
mit meinem italienischen Fraktionskolle-
gen Luigi Vinci nehme ich am Prozessauf-
takt teil. Wir sind die einzigen Abgeord-
neten des Europaparlaments, die den Pro-
zessbeginn gegen die Trägerin des Sacha-
row-Preises des Europäischen Parlaments
und ihre Kollegen verfolgen. Im streng ab-
geriegelten Gerichtssaal sind Vertreter der
Europäischen Kommission, Griechen-
lands, das derzeit die EU-Ratspräsident-
schaft innehat, sowie des Europarats, auch
Verteter der deutschen und der britischen
Botschaft und eine Reihe türkischer Abge-
ordneter, unter ihnen der Vorsitzende des
Menschenrechtsausschusses.

Seit neun Jahren sitzt Leyla Zana im Ge-
fängnis. Ihr Vergehen: Sie hatte es gewagt,
im Jahr 1991 nach ihrer Wahl als erste
weibliche kurdische Abgeordnete im türki-
schen Parlament einen Satz auf Kurdisch zu
sagen. Dies wurde ihr als Unterstützung der
PKK ausgelegt und brachte ihr eine Strafe
von 15 Jahren Gefängnis ein – gefordert

die Ernsthaftigkeit des Reformprozesses in
der Türkei. Die bisherigen Signale sind
mehr als widersprüchlich. Erst vor kurzem
hat das türkische Verfassungsgericht die
HADEP verboten – also die Nachfolgepartei
der DEP, der Leyla Zana angehörte und die
im Rahmen ihres Prozesses verboten wor-
den war. Und auch dem Parteizusammen-
schluss DEHAP, in dem die HADEP bei den
letzten Parlamentswahlen antrat, droht ein
Verbot. Skepsis hinsichtlich der Reformen
ist also angebracht – und internationaler
Druck weiterhin notwendig. ■


